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 Beschlussvorlage 
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SzA/076/2014 

I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 

Beirat für Sozialhilfe, Sozial- und 
Seniorenangelegenheiten 

05.11.2014 öffentlich - 
Kenntnisnahme 

 

 
 

Stationäres Hospiz in der Region Fürth 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

 

 
Beschlussvorschlag: 
 
 

 
Sachverhalt: 
 
Der Hospizverein Fürth plant die Einrichtung eines stationären Hospizes, voraussichtlich in 
Langenzenn, das die Bedarfe in der Stadt und dem Landkreis Fürth abdecken soll. Der 
Vorsitzende des Hospizvereins, Herr Dr. Hanke, wird das Projekt mündlich vorstellen.f 
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein  ja Gesamtkosten       €  nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Amt für Soziales, Wohnen und Seniorenangelegenheiten 
 

Ö  2
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Seite 2 von 3 

 
Fürth, 23.10.2014 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Amt für Soziales, Wohnen und 
Seniorenangelegenheiten 
Frau Michaela Vogelreuther 

Telefon: 
(0911) 974-1760 
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SzA/081/2014 

I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 

Beirat für Sozialhilfe, Sozial- und 
Seniorenangelegenheiten 

05.11.2014 öffentlich - 
Kenntnisnahme 

 

 
 

Vorstellung Städtisches Altenpflegeheim 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

 

 
Beschlussvorschlag: 
 
 

 
Sachverhalt: 
 
Das städtische Altenpflegeheim sowie die Entwicklung in den vergangenen Jahren werden von 
der Leiterin Frau Merk vorgestellt werden.  
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein  ja Gesamtkosten       €  nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Amt für Soziales, Wohnen und Seniorenangelegenheiten 
 
 

Ö  3
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Fürth, 23.10.2014 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Amt für Soziales, Wohnen und 
Seniorenangelegenheiten 
Frau Michaela Vogelreuther 

Telefon: 
(0911) 974-1760 
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 Verfügung zum Antrag 
 

Antragsteller: 
Stadtratsgruppe DIE LINKE 

Antragsnummer: 
AG/440/2014 

Antragsdatum: 
09.07.2014 

Gegenstand des Antrags: 
Antrag und Anfragen der Stadtratsgruppe DIE LINKE, 
vom 09.07.2014 - Fürther Tafel, Anhebung der 
"Bedürftigkeitsgrenze", Erteilung der 
"Berechtigungsausweise" 

Bearbeiter: 
Michaela Zöllner 

 
 

I. Der Antrag/die Anfragen werden – gemäß Rücksprache mit dem Oberbürgermeister – in der 

nächsten Sitzung des folgenden Gremiums behandelt: Beirat für Sozialhilfe, Sozial- und 

Seniorenangelegenheiten 

 

II. BMPA/SD 

 
1. E-Mail an Antragsteller/in bzw. antragstellende Fraktion 
2. E-Mail an Rf. IV zur Vorbereitung für die Sitzung 
3. E-Mail an alle Fraktionen, Gruppen, Einzelstadtratsmitglieder, BMPA, 

BMPA/StR 
4. Fax an Herrn StR Strattner 
5. E-Mail an den/die Sitzungsverantwortliche/n und den Antrag auf die 

Tagesordnung setzen 
 

III. Z. A. 

 

Fürth, 18.07.2014 
BMPA/SD 
I.A. 
gez. Egermeier 
 
 
  1095/1096 
 
 
 
 

Ö  4
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SzA/078/2014 

I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 

Beirat für Sozialhilfe, Sozial- und 
Seniorenangelegenheiten 

05.11.2014 öffentlich - 
Beschluss 

 

 
 

"Lokales Konzept zur selbständigen Lebensführung im Alter" 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

Kurzfassung des Abschlussberichts zum Projekt „Lokales Konzept zur selbstständigen 
Lebensführung im Alter“  
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Beirat für Sozialhilfe, Sozial- und Seniorenangelegenheiten nimmt von dem Bericht  „Lokales 
Konzept zur selbstständigen Lebensführung im Alter“ zustimmend Kenntnis und beauftragt die 
Verwaltung erste Umsetzungsschritte, insbesondere die Einrichtung eines Quartiersbüros und 
eines/r Quartiersmanagers/in unter Ausschöpfung von Fördermöglichkeiten zu prüfen. 
  
 

 
Sachverhalt: 
 
Der Abschlussbericht zum Projekt „Lokales Konzept zur selbständigen Lebensführung im Alter 
wurde bereits im Stadtrat am 24.09.14 vorgestellt. Eine Kurzfassung des Berichts ist 
insbesondere für die beratenden Beiratsmitglieder nochmals als Anlage beigefügt. 
 
Frau Wenng von der Arbeitsgruppe für Sozialplanung und Altersforschung (AfA) wird die 
Ergebnisse des Abschlussberichts mündlich darstellen und Fördermöglichkeiten für erste 
Umsetzungsprojekte vorstellen.  
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein  ja Gesamtkosten       €  nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 

Ö  5
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Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Amt für Soziales, Wohnen und Seniorenangelegenheiten 
 
 
Fürth, 23.10.2014 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Amt für Soziales, Wohnen und 
Seniorenangelegenheiten 
Frau Michaela Vogelreuther 

Telefon: 
(0911) 974-1760 
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SzA/079/2014 

I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 

Beirat für Sozialhilfe, Sozial- und 
Seniorenangelegenheiten 

05.11.2014 öffentlich - 
Beschluss 

 

 
 

Fachstelle für Seniorinnen und Senioren und die Belange von Menschen mit 
Behinderungen 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Beirat für Sozialhilfe, Sozial- und Seniorenangelegenheiten nimmt von den Ausführungen der 
Verwaltung zustimmend Kenntnis und empfiehlt die Umsetzung des Konzepts sowie im Rahmen 
der Haushaltsberatungen die Bereitstellung der hierfür erforderlichen Finanzmittel.  
 

 
Sachverhalt: 
 
In der Sitzung des Beirates für Sozialhilfe, Sozial- und Seniorenangelegenheiten am 23.06.14 
wurde das vom Amt für Soziales, Wohnen und Seniorenangelegenheiten vorgelegte Konzept 
einer gemeinsamen Fachstelle für Seniorinnen und Senioren und für die Belange von 
Menschen mit Behinderungen erörtert, eine Beschlussfassung hierüber jedoch zurückgestellt. 
Zunächst sollte die Verwaltung noch mit dem Vorstand des Senioren- und dem Behindertenrats 
die offenen Fragen erörtern und einen Konsens zur Ausgestaltung der Fachstelle herbeiführen. 
Bezüglich des Konzepts wird auf die Vorlage zur Sitzung vom 23.06.14 verwiesen. 
 
Im Rahmen einer Besprechung wurde das Konzept mit dem Vorstand von Senioren- und 
Behindertenrat sowie Vertreter/innen der Fraktionen behandelt. Es konnte folgender Konsens 
erzielt werden:  
 

 Die Fachstelle ist mit insgesamt 110 Wochenstunden ausgestattet. 

 Die Stelle der Seniorenbeauftragte ist (wie bisher) mit 30 Wochenstunden ausgestattet. 

 Der / die Beauftrage/r für die Belange von Menschen mit Behinderungen arbeitet 
ebenfalls mit 30 Stunden / Woche.  

 Beide Beauftragte sind innerhalb der Fachstelle gleichberechtigt; jede/r ist jeweils für 
ihre/seine Arbeitsbereiche zuständig. 

 Die zuarbeitende Sachbearbeiter-Stelle ist eine Vollzeitstelle, wobei diese Kraft 30 
Wochenstunden Arbeit für die Seniorenbeauftrage und 10 Wochenstunden für die / den 
Beauftragte/n für die Belange von Menschen mit Behinderungen leistet. 

Ö  6
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 Eine Schreibkraft arbeitet 5 Wochenstunden für den Seniorenrat; weitere 5 
Wochenstunden werden für die/den Beauftragte/n für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen erbracht. 

 
Insgesamt stellt sich die Stundenverteilung danach wie folgt dar: 
 

 Seniorenbeauftragte (incl. 5 Std. für  Seniorenrat)   65 Stunden 

 Beauftragte/r für die Belange von Menschen mit Behinderungen  45 Stunden 
 
Der Senioren- und der Behindertenrat sind sich darüber einig, dass diese Aufteilung zunächst 
als Einstieg in eine gemeinsame Fachstelle verstanden werden soll. Insbesondere muss sich 
das Aufgabengebiet der/s Beauftragten für Menschen mit Behinderungen erst entwickeln, so 
dass über die Ausstattung dieser Stelle möglicherweise zu einem späteren Zeitpunkt erneut 
gesprochen werden muss. Die beiden Räte sind sich auch darüber im Klaren, dass es in der 
täglichen Arbeit nicht immer zu einer scharfen Trennung zwischen den beiden 
Aufgabenbereichen kommen kann und auch bei besonderen Anlässen (z.B. Vorbereitung von 
Wahlen) Mehrstunden für den jeweils anderen Bereich geleistet werden müssen. Auf der 
anderen Seite profitieren beide Aufgabenbereiche von gegenseitigen Synergieeffekten. 
 
Der Behindertenrat weist zudem darauf hin, dass die Stelle der/s Beauftragten für die Belange 
von Menschen mit Behinderungen auch mit ausreichenden Sachmitteln ausgestattet sein muss. 
   
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein x ja Gesamtkosten       €  nein x ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Amt für Soziales, Wohnen und Seniorenangelegenheiten 
 
 
Fürth, 23.10.2014 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Amt für Soziales, Wohnen und 
Seniorenangelegenheiten 
Frau Michaela Vogelreuther 

Telefon: 
(0911) 974-1760 
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SzA/080/2014 

I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 

Beirat für Sozialhilfe, Sozial- und 
Seniorenangelegenheiten 

05.11.2014 öffentlich - 
Beschluss 

 

 
 

Fachstelle zur Vermeidung von Wohnungslosigkeit 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

2 
 

 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Beirat für Sozialhilfe, Sozial- und Seniorenangelegenheiten nimmt von dem Konzept 
„Fachstelle zur Vermeidung von Wohnungslosigkeit“ zustimmend Kenntnis. 
 

2. Der Beirat empfiehlt das Konzept umzusetzen und bei den Haushaltsberatungen die 
erforderlichen Mittel bereit zu stellen. 

 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein  ja Gesamtkosten       €  nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 

 
Sachverhalt: 
 
Mit Beschluss des Beirates für Sozialhilfe, Sozial- und Seniorenangelegenheiten vom 13.11.13 
wurde die Verwaltung beauftragt ein Konzept zur Vermeidung von Wohnungslosigkeit zu 
erarbeiten. Dieses liegt nunmehr vor, ist in der Anlage beigefügt und wird mündlich erläutert 
werden. Insbesondere wurde hierbei die Verpflichtung der Stadt Fürth berücksichtigt, das vom 
Bayerischen Staatsministerium und der Caritas finanzierte und zum 31.12.14 auslaufende 
Projekt „Dauerhafte Wohnraumsicherung“ (DaWoSi) in die Regelfinanzierung überzuführen.  
 
Ein weiterer Baustein des Projekts ist die Rückübertragung der Entscheidung über die 
Übernahme von Mietschulden gem. § 22 Abs. 8 SGB II vom Jobcenter auf die Stadt Fürth .Hier 
kann aus einer Hand, einheitlich und in enger Zusammenarbeit mit dem/r Sozialpädagogen/in 
eine Entscheidung getroffen werden. Dies führt zu einer Entlastung in der Leistungssach-

Ö  7
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bearbeitung des Jobcenter und kann deshalb vom Jobcenter mitfinanziert (Angebot ¼ Stelle) 
werden. 
 
Für den Stellenplan 2015 wurden deshalb vom Sozialreferat für die Fachstelle 1 Vollzeit 
Sachbearbeiter-Stelle sowie 2 Sozialpädagogen-Stellen beantragt.  
 
Vom Organisationsamt wurde grundsätzlich die Einrichtung der Fachstelle befürwortet, jedoch 
lediglich mit einer 0,5 Stelle für die Sachbearbeitung und 1 Stelle für eine/n Sozialpädagogen.  
 
Nach Auffassung des Amtes für Soziales, Wohnen und Seniorenangelegenheiten ist diese 
Personalausstattung dauerhaft nicht ausreichend. Die Fachstelle leistet deutlich mehr als das 
Projekt DaWoSi, das bisher (neben der hauptamtlichen Sozialpädagogin) bereits durch vier 
Ehrenamtliche unterstützt wird.   
  
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein x ja Gesamtkosten       €  nein x ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Amt für Soziales, Wohnen und Seniorenangelegenheiten 
 
 
Fürth, 23.10.2014 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Amt für Soziales, Wohnen und 
Seniorenangelegenheiten 
Frau Michaela Vogelreuther 

Telefon: 
(0911) 974-1760 
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Wohnungslosigkeit (FaSt) 

 

 

bei der Stadt Fürth 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ö  7
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Vorwort 

„Artikel 106 der Bayerischen Verfassung: 

(1) Jeder Bewohner Bayerns hat Anspruch auf eine angemessene Wohnung“ 

 

2010 waren noch 248.000 Menschen in Deutschland ohne Wohnung. Bereits zwei 

Jahre später, 2012 waren es dann schon ca. 284.000 – ein Anstieg um ca. 15%. Bis 

ins Jahr 2016 geht man von einer weiteren Zunahme der Zahlen um ca. 30% auf 

dann 380.000 Menschen aus. 

Insgesamt gab es 65.000 neue Wohnungsverluste in 2012, darunter ca. 25.000 

(38%) Zwangsräumungen und ca. 40.000 (62%) sogenannte  „kalte Wohnungs-

verluste“ (= Mieter/in verlassen Wohnung ohne Räumungsverfahren oder vor der 

Zwangsräumung) 1 

Eine Entspannung auf dem Wohnungsmarkt, vor allem für preisgünstigeren und billi-

gen Wohnraum ist nicht in Sicht. Nach aktuellen Erhebungen fehlen in Deutschland 

ca. 250.000 Mietwohnungen. Erschwerend kommt hinzu, dass jährlich ca. 100.000 

Wohnungen aus der Sozialbindung herausfallen. Das Risiko, heute von Wohnungs-

losigkeit betroffen oder bedroht zu werden, ist somit nicht mehr nur eine Frage der 

Zugehörigkeit zu einer speziellen sozialen Randgruppe, sondern wirkt sich auch auf 

die Mittelschicht aus.  

Der Verlust der Wohnung und eine Einweisung in eine Notunterkunft setzen einen 

Teufelskreis in Gang: Die Chancen auf dem Arbeitsmarkt sinken, soziale Stigmatisie-

rung und zunehmende Perspektivlosigkeit sind die Folgen. Insbesondere Kinder und 

Jugendliche, die in Notunterkünften aufwachsen, haben im Vergleich zu ihren Alters-

genossen erheblich schlechtere Entwicklungschancen. 

Die Anzahl der Kinder und minderjährigen jugendlichen Wohnungslosen belief sich 

2012 auf ca. 32.000 (11%) an den Gesamtwohnungslosenzahlen.1 

Auch in Fürth ist in den vergangenen Jahren ein stetiger Anstieg der Zahl an ord-

nungsrechtlich unterzubringenden Personen und auch solcher Haushalte, die unmit-

telbar vor einem Verlust der eigenen Wohnung stehen, zu beobachten. 

Ein weiterer großer Personenkreis sind die Haushalte aus Fürth, die wegen Miet-

schulden, unzumutbaren Wohnverhältnissen oder anderen Problemen mit den Ver-

mietern Hilfe und Unterstützung benötigen. Auch hier ist ein deutliches Ansteigen der 

Fallzahlen zu vermerken. 

2012 waren 107 Personen ordnungsrechtlich durch die Stadt Fürth in der Oststraße 

sowie der Bahnhofsmission untergebracht, 2014 (30.06.) ist die Anzahl bereits auf 

136 Personen angestiegen, davon sind 14 Personen Kinder unter 18 Jahren. Dies 

bedeutet eine Steigerung um ca. 28 %.  

Aktuell sind allein davon 20 Haushalte mit 31 Personen, die bereits länger als 2 Jah-

re in den Obdachlosenunterkünften untergebracht werden mussten. 

Ebenso ist die Situation bei den bisher vorhandenen Projekten „Nachhaltiges Woh-

nen“ und „DaWoSi“. Seit Beginn des Projektes „Nachhaltiges Wohnen“ im Jahr 2011 

45



stiegen die Zahlen hier von 35 auf 77 (+ 120%). In den ersten knappen 22 Monaten 

seit Bestehen des Projektes „DaWoSi“ (06/2012 bis April 2014) suchten hier schon 

über 275 Klienten/Familien um Beratung und Unterstützung nach. 

Die Hilfe in Wohnungsnotlagen ist und bleibt somit eine sehr große Herausforderung 

in der Sozial- und Wohnungspolitik. Dabei kommt es darauf an, dass den Betroffenen 

Hilfestellungen so früh als möglich angeboten werden. Nur bei einem frühzeitigen 

Eingreifen kann eine Vielzahl von Wohnungsverlusten verhindert werden. 

Das Problem an seiner Ursache oder während der Entstehungsphase zu bekämpfen 

und somit Wohnungsverluste zu verhindern, ist deshalb eine wesentliche sozialpoliti-

sche Zielsetzung. Ein sehr wichtiger Nebeneffekt der präventiven Arbeit stellt in die-

sem Bereich auch die Kostenreduzierung für die kommunalen Träger dar. Die Kosten 

für die Unterbringung Wohnungsloser und die damit einhergehenden „Nebenkosten“ 

(z.B. Familienunterstützende Hilfen des Jugendamtes, Förderungen und Betreuung 

betroffener Familien usw.) liegen um ein Vielfaches höher als die Kosten zur Verhin-

derung des Wohnungsverlustes. 

 

1 Quelle:  BAG Wohnungslosenhilfe e.V.; Pressemitteilung vom 01.08.2013 
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Zielgruppen 

Zielgruppe der Fachstelle sind alle Wohnungsnotfälle, d.h. gemäß der Definition des 

Deutschen Städtetages folgende Personengruppen 

 von Wohnungslosigkeit betroffene Personen 

aktuell von Wohnungslosigkeit betroffen, d.h. ohne eigene mietrechtlich abge-

sicherte Wohnung 

 

 von Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen 

der Verlust der derzeitigen Wohnung steht unmittelbar bevor wegen Kündi-

gung des Vermieters/der Vermieterin, einer Räumungsklage (auch mit nicht 

vollstreckbarem Räumungstitel), einer Zwangsräumung oder sonstigen Grün-

den 

 

 in unzumutbaren bzw. prekären Wohnverhältnissen lebende Personen 

Wohnung ist zwar vorhanden, aber in verschiedenen Dimensionen unzu-

reichend (bauliche Qualität, Größe, Ausstattung, eskalierende Konflikte etc.) 

 

Aufgrund der besonderen Ausrichtung der Fachstelle gehören ebenfalls folgende 

weitere Zielgruppen dazu: 

 Personen mit geringem Einkommen bzw. Renten, Bezieher von Sozialleistun-

gen (z.B. SGB II oder XII), die Bedarf an finanzieller Unterstützung im Einzel-

fall (Spenden) oder Unterstützung bei der Wohnungssuche benötigen 

 

 Bürger/innen mit Mietproblematiken (Mietschulden, Probleme mit Vermietern 

usw.) 

 

 Bürger/innen die direkte Hilfe bezüglich Wohnungsproblematiken über die 

Verwaltung der Stadt Fürth suchen (z.B. Eingaben über Direktorium, Referate 

usw.) 

 

 

Ziele 

Der Verlust der eigenen Wohnung bringt Menschen in eine verzweifelte Notlage. Die 

Sicherung von Wohnraum ist deshalb eine zentrale kommunale Aufgabe. Die Fach-

stelle ist hier die erste Anlaufstelle für die Betroffenen. In der Fachstelle werden mög-

lichst viele Aufgaben der Wohnungslosenhilfe (Vermeidung von Wohnungslosigkeit, 

Präventionsarbeit, ordnungsrechtliche Unterbringung, sozialpädagogische Beratung 

und Betreuung, Unterstützung bei der Wohnungssuche) in einer Organisationseinheit 

zusammengeführt. 
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Somit ist eine optimierte Kommunikation und Zusammenarbeit der einzelnen Einhei-

ten untereinander möglich. Diese „kurzen“ Entscheidungs- und Hilfestellungswege“ 

bringen sowohl für die Bürger/innen als auch für die Kommune erhebliche Vorteile 

mit sich (u.a. unmittelbare Hilfestellung möglich; Bündelung der Fachkompetenzen, 

Zeitersparnis und somit langfristig auch Kosteneinsparungen). 

 

Als eine Hauptaufgabe der Fachstelle ist die Vermeidung von Wohnungslosigkeit 

anzusehen. Hierfür  ist innerhalb der Fachstelle eine zentrale Stelle für die Bearbei-

tung von Mietschulden vorgesehen. 

Weitere wichtige Aufgabe der Fachstelle ist der Erhalt und die dauerhafte Sicherung 

bestehender Wohnungsverhältnisse. Hier dient die Fachstelle ebenfalls als zentraler 

Anlaufpunkt für die Betroffenen. 

Neben diesen wichtigen Aufgabenfeldern soll die Fachstelle auch eine „Nachbetreu-

ung“ von Wohnungsnotfällen ermöglichen und so eine erneute Wohnungs- oder Ob-

dachlosigkeit vermeiden helfen. Die genaue „Form“ sowie der zeitliche Rahmen einer 

solchen „Nachbetreuung“ muss noch genauer festgelegt werden. 

 

Diese Fachstelle orientiert sich schwerpunktmäßig, wie oben beschrieben, an der 

Vermeidung von Wohnungslosigkeit aufgrund verschiedenster Problematiken der 

Betroffenen, jedoch soll hier auch gleichzeitig die Gesamtlebensumstände der Hilfe-

suchenden betrachtet werden. Die Fachstelle fungiert hier also auch als eine Art 

„Clearingstelle“, die u.a. auch Weitervermittlung an weiterführende Hilfseinrichtungen 

einleiten und begleiten sollte. 

Das heißt, es muss der Einzelfall und alle belasteten Lebensereignisse in der Ge-

samtheit betrachtet werden. Dem Hilfesuchenden soll soweit möglich, in allen Berei-

chen Unterstützung und Beratung zuteilwerden. Diese Aufgabe ist auch durch Zu-

sammenarbeit und Weitervermittlung an spezialisierte Fachstellen sicherzustellen.  

 

Hilfestellungen sollen vor allem in folgenden Bereichen gegeben werden 
(Aufzählung ist nicht abschließend, da sich Fallkonstellationen untereinander erheblich unterscheiden) 

 Mietschulden 

 Wohnungssicherung durch Beratung und Mietschuldenübernahme in 

der zentralen Anlaufstelle der Fachstelle. 

 Entscheidung über eventuelle Mietschuldenübernahmen i.R. des § 36 

Abs. 1 SGB XII bzw. § 22 Abs. 8 SGB II in Abstimmung mit dem zu-

ständigen Sozialleistungsträger. 

 Aufsuchende und sozialpädagogische Hilfsangebote (Aufsuchende 

Sozialarbeit) für die Betroffenen, um vor Ort Unterstützung zu bieten. 

 

 

 Erhalt von bestehenden Mietverhältnissen (dauerhafte Wohnungssicherung)  

 Kontaktaufnahme mit Haushalten mit anstehender Zwangsräumung  

bzw. Räumungsklagen. Angebot für Hilfestellungen bei der Lösung der 

bestehenden Probleme. 
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 Aufsuchende Hilfe bei anstehenden Zwangsräumungen bzw. Räu-

mungsklagen. 

 Begleitung von Räumungen in besonderen Fällen (z.B. bei Suizid-

gefahr bzw. auf Bitten des Gerichtsvollziehers.  

 Beratung und Unterstützung durch aufsuchende Hilfen für Bür-

ger/innen mit prekären Mietproblemen vielfältiger Art (z.B. Probleme 

mit Vermieter, Schimmel, Zahlungsschwierigkeiten usw.). 

 Angebot der Nachsorge durch aufsuchende Sozialarbeit in besonde-

ren Fällen, um somit den Erhalt der Wohnung auf Dauer sicherzustel-

len und zur Stabilisierung des Haushaltes beizutragen. 

 

 Allgemeine Beratungsstelle bei Wohnungsproblematiken 

Anlaufstelle für Bürger/innen, Vermieter und Wohnungswirtschaft 

(ohne Rechtsberatung). 

 

 Finanzielle Unterstützung (Spendengelder bzw. Stiftungsanträge) bei Vorlie-

gen von besonderen Notlagen (Einzelfallprüfung).  

 

 Allgemeine sozialpädagogische Beratung und Unterstützung (Situationsana-

lyse des Einzelfalls; Sicht auf die multiplen Problemlagen der Betroffenen). 

 

 „Lotsenfunktion“ für die Betroffenen (z.B. Weitervermittlung an weitere Bera-

tungs- und Hilfeeinrichtungen). 

 

 

 

 

Aufgaben- bzw. Arbeitsschwerpunkte 

Der Erhalt und die nachhaltige Sicherung bedrohter Mietverhältnisse von Fürther 

Bürger/innen sowie die Vermeidung von Räumungsklagen und –urteilen sowie die 

Verhinderung von Zwangsräumungen ist die Kernaufgabe der Fachstelle. Langfristig 

soll durch diese Arbeit eine Kosteneinsparung bzw. Vermeidung einer weiteren Kos-

tensteigerung für die Unterbringung von akut wohnungslosen Bürger/innen mit allen 

Folgekosten bewirkt werden. 

Weitere Aufgabe der Fachstelle und ihrer Mitarbeiter/innen ist es, eine zentrale An-

lauf- und Beratungsstelle für alle Bürger/innen, Vermieter sowie die Wohnungswirt-

schaft zu sein. 

Auch für Bürger/innen der Stadt Fürth mit erhöhtem Armutsrisiko mit Bedarf an finan-

zieller Unterstützung im Einzelfall soll die Fachstelle zentrale Anlaufstelle sein. 
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Diese Aufgaben sind vor allem durch folgende Anforderungen an die Mitarbeiter zu 

bewältigen: 

 Schnelle Kontaktaufnahme (schriftlich, telefonisch, angemeldete und unan-

gemeldete Hausbesuche) mit den betroffenen Haushalten 

 große zeitliche Flexibilität bei den Hausbesuchen 

 Situationsanalyse des Einzelfalls in seiner Gesamtheit (multiple Problemla-

gen) 

 Besprechung/Klärung der Mietprobleme und der Wohnungssituation vor Ort 

 Information über weitergehende Beratungs- und Unterstützungsangebote 

(Lotsenfunktion) geben 

 Motivation der Haushalte zur (weiteren) Mitarbeit 

 „Fallbesprechungen“ innerhalb der Fachstelle, um gemeinsam ein schnelles 

und umfassendes Hilfsangebot im Sinne des Haushalts anbieten zu können  

 Gespräche mit den weiteren beteiligten Parteien (Vermieter, Jobcenter, Amt 

für Soziales, Wohnen und Seniorenangelegenheiten usw.) um Lösungsmög-

lichkeiten abzuklären 

 bei Bedarf sozialpädagogische Stellungnahmen (z. bei Spendenanträgen, 

Kautionsübernahmen, Darlehensanträgen usw.)  

 Entscheidung über Mietschuldenübernahmen nach § 36 SGB XII bzw. § 22 

SGB II 

 bei Bedarf Begleitung bei Wohnungsräumungen (wenn das Mietverhältnis 

nicht erhalten werden kann bzw. konnte) und Klärung der weiteren Unter-

bringung (ordnungsrechtlich) 

 bei notwendiger ordnungsrechtlicher Unterbringung Kontakt zum zuständigen 

Mitarbeiter in der Fachstelle herstellen 

 Angebot der präventiven „Nachsorge“ (zeitlich begrenzter Zeitrahmen) zur 

Stabilisierung 

 Entscheidung über Spendenanträge (Personen ohne Kinder) 

 Erstellung von „Haushaltsplänen“ 

 Ausbau des präventiven Hilfsangebotes 

 Ausbau und Pflege des bestehenden Beratungsnetzes 

 Kontaktpflege mit Vermietern sowie der Wohnungswirtschaft 

 

Mitarbeiter (Personal) 

Wie die praktische Erfahrung im Bereich Wohnungsfürsorge bisher aufgezeigt hat, ist 

im Bereich Wohnungsnotfälle ein sehr großer Hilfebedarf vorhanden. Hier ist auch 

den in den letzten Jahren deutlich gestiegenen Einwohnerzahlen von Fürth Rech-

nung zu tragen. In den vergangenen Jahren wurde im Bereich der unteren- bzw. mitt-

leren Mietpreissegmente fast kein neuer Wohnraum geschaffen. Die rege Bautätig-

keit bezog sich vor allem auf den hochwertigen Miet- und Eigentumswohnungsbau. 

Die bisherigen „Anlaufstellen“ der Stadt Fürth sind mit der Anzahl der Hilfesuchenden 
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völlig überlastet. Auch die in Zusammenarbeit zwischen der Wohnungsfürsorge der 

Stadt Fürth und der Wohnungswirtschaft bzw. Caritas Fürth entwickelten Projekte 

(Nachhaltiges Wohnen und DaWoSi) können hier nicht ausreichend Kapazitäten be-

reitstellen. Das Projekt „Nachhaltiges Wohnen“ zielt nur auf die Mieter der beteiligten 

Wohnungsunternehmen ab (die Personalkosten werden auch ausschließlich von dort 

getragen). Das Projekt „DaWoSi“ wird mit Ablauf dieses Jahres eingestellt (Förde-

rung der Bay. Staatsregierung läuft aus). Hier besteht auch die Erwartung der Bay. 

Staatsregierung, dass dieses Aufgabenfeld durch die Stadt Fürth künftig übernom-

men werden wird. 

 

 

Aufgrund der dargelegten Gründe und der sehr umfangreichen und zeitintensiven 

Aufgabenstellungen wird ein Personalbedarf von 

 

1 Vollzeit-Stelle Verwaltungskraft 

und 

2 Vollzeit-Stellen Sozialpädagogen/in 

als notwendig angesehen. 

 

 

Vorteile einer Fachstelle 

Die Bündelung und Verantwortung der aufgezählten Bereiche durch eine Organisati-

onseinheit bringt einige Vorteile mit sich, u.a. sind dies 

 schnelle, problembezogene und der jeweiligen Situation angemessene Hilfe 

für die Betroffenen 

 einheitliche Entscheidungspraxis 

 einheitlicher Ansprechpartner für Mieter, Vermieter, Wohnungswirtschaft so-

wie externe Beratungsstellen 

 Entlastung anderer kommunaler Stellen (Schnittstellen werden minimiert, Ab-

läufe verschlankt und Doppelarbeiten vermieden) 

 langfristige Kosteneinsparungen für den kommunalen Haushalt 

 

 

 

Fürth, Juli 2014 
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Organigramm der Sachgebietsleitung Fachstelle Wohnungslosenhilfe/Wohngeld/Wohnungsloseneinrichtungen 
 
 

 
1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Abteilungsleitung 
Thomas Bergsch 

 

 
Sachgebiet 
Wohngeld 

 
Fachstelle 

Wohnungslosenhilfe 
 

 Sachbearbeitung (Entschei-
dung Mietschulden) 

 Sozialdienst 

 Wohnberechtigungsscheine 

 Vermittlung von Sozialwoh-
nungen 

 einkommensorientierte Förde-
rung (EoF) 

 Obdachlosenfürsorge 

 Verwaltung Oststraße 
 

 
Soziales Zentrum/ 

Fürther Treffunkt (Wärmestube) 
Notunterkünfte Oststraße 

Ö  7
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Organigramm der Sachgebietsleitung Fachstelle Wohnungslosenhilfe/Wohngeld/Wohnungsloseneinrichtungen 
 
 

 
2 

 

Amt für Soziales, Wohnen und Seniorenange-

legenheiten 

Abteilung für Wohn-

geld/Wohnung- und Obdachlo-

senfürsorge Sachgebiet 

Wohngeld 

Fachstelle zur Vermeidung von Wohnungslosigkeit 

Wohnungsfürsorge 

Wohnberechtigungsscheine 

EoF Förderung 

Vermittlung von Sozial-

wohnungen 

Sicherheitsrechtliche Unterbringung 

Unterkunftsverwaltung 

Sozialpädagogische Betreuung 

Oststraße 

Neu: 

Wohnungssicherung 

Projekt 

Nachhaltiges Wohnen 

Soziales Zentrum/ 

Fürther Treffpunkt 
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Organigramm der Sachgebietsleitung Fachstelle Wohnungslosenhilfe/Wohngeld/Wohnungsloseneinrichtungen 
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Wohnungsfürsorge 

Wohnberechtigungsscheine 

EoF Förderung 

Vermittlung von Sozialwoh-

nungen 

Sicherheitsrechtliche Unterbringung 

Unterkunftsverwaltung 

Sozialpädagogische Betreuung 

Oststraße 

Neu: 

Wohnungssicherung 

 Vermittlung von „Sozial-
wohnungen“ 

 Einkommensorientierte 
Förderung (EOF) 

 Wohnungsgesuche 

 Vormerkliste 

 Wohnberechtigungs-
scheine 

 Unterbringung von 
Wohnungslosen 

 Unterbringung in Not-
fällen (z.B. Brand) 

 Unterkunftsverwaltung 
Übergangswohnheime 

 Hausverwaltung Über-
gangswohnheime 

 Sozialpädagogische 
Betreuung der Bewoh-
ner Übergangswohn-
heime (Sozialdienst 

Oststraße) 

 Zentrale Anlaufstelle bei 
Mietschulden für Mieter, 
Vermieter 

 Beratungs- und „Vermitt-
lungsfunktion“ zwischen 
Mietern und Vermietern, 
Behörden usw. 

 Aufsuchende Hilfe durch 
Sozialpädagogische Fach-
kraft 

 Lotsenfunktion bei umfas-
sen-den Problemfeldern 

 Aufgabenübernahme des 
Projekts DaWoSi durch 
Fachkraft 

 ASD bei Räumungstermi-

Fachstelle zur Vermeidung von Wohnungslosigkeit 

Projekt 

Nachhaltiges Wohnen 

 Anlaufstelle für Mieter 
der beteiligten Projekt-
partner 

 Aufsuchende /Präven-
tive Sozialarbeit 

 Vermeidung von Räu-
mungen 

Wärmestube 

Fürther Treffpunkt 

 Sozpäd.Beratung 

 Nachbarschafts- 
hilfe 

 WoHi (Wohnungs- 
hilfe) 

 Tagesaufenthalt 

 Fundgrube 
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Organigramm der Sachgebietsleitung Fachstelle Wohnungslosenhilfe/Wohngeld/Wohnungsloseneinrichtungen 
 
 

 
4 

 

Arbeitsfelder und Arbeitsinhalte 

 

 Aufbau und Entwicklung einer zentralen Anlaufstelle bei Mietschulden für Mieter und Vermieter 

 Beratungsstelle für Betroffene (Gemeinsam einen Weg aus den Mietschulden finden und so den 
Wohnraum zu erhalten) 

 Vermittlung und Kommunikation zwischen den Parteien (z.B. Klient und Amt oder Klient und Vermie-
ter) 

 „Lotsenfunktion“ für Betroffene - Vermittlung, Herstellung Kontakte zu Behörden, Hilfseinrichtungen 
usw. 

 Aufsuchende und sozialpädagogische Hilfsangebote, um Betroffene vor Ort Unterstützung zu bieten. 

 Beraten und Begleiten (Tipps zur Wohnungssuche, Begleitung bei Ämtergängen oder Fachbera-
tungsstellen) 

 Übernahme von Mietschulden nach § 22 Abs. 8 SGB II bzw. § 36 Abs. 1 SGB XII 

 Nachsorge mit dem Ziel auch neu entstandene Mietverhältnisse dauerhaft zu sichern (Ziel dauerhafte 
Wohnungssicherung für Menschen die bereits einmal wohnungslos waren) 

 ASD bei Räumungsterminen. Vorort Beratung für die Betroffenen in Zusammenarbeit mit dem Ge-
richtsvollzieher. Vermeidung von Extremsituationen (z.B. Selbstmorddrohungen usw.).  

 

Neu: 

Wohnungssicherung 

Fachstelle zur Vermeidung von Wohnungslosigkeit 

Personalbedarf: 

1 VZ Verwaltungskraft 

2 VZ Sozialpädagogen/in 
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SzA/077/2014 

I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 

Beirat für Sozialhilfe, Sozial- und 
Seniorenangelegenheiten 

05.11.2014 öffentlich - 
Kenntnisnahme 

 

 
 

Sozialticket für Fürth 2015 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

  

 
Beschlussvorschlag: 
 
  

 
Sachverhalt: 
 
Zum 01.01.2012 wurden in der Stadt Fürth für die Inhaber des Fürth-Passes die Mobilitätstaler 
als freiwilliger Zuschuss zum öffentlichen Personennahverkehr eingeführt. Jede/r Berechtigte 
erhielt für die Dauer des Leistungsbescheides (maximal 6 Monate) einen Mobilitätstaler mit 
einem Wert von 5 € pro Monat.  
 
Zum 01.07.2013 wurde der Zuschuss auf 10 € pro Monat erhöht. Die 5 €-Mobilitätstaler können 
im Kundencenter der VAG im Fürther Hauptbahnhof gegen Vorlage des Fürth-Passes und 
Personalausweises für jegliche Art von Fahrscheinen (Einzelfahrscheine, Mobicards, 
Wochenkarten etc.) innerhalb eines Jahres eingelöst werden. Dabei können die Mobilitätstaler 
auch gesammelt und mehrere Mobilitätstaler für eine Fahrkarte genutzt werden. 
 

Derzeit nutzen ca. 2.800 Personen die Mobilitätstaler. Im Haushalt 2014 sind hierfür 200 000 € 
eingesetzt.  
 
Zum 01.01.2015 werden durch den Wegfall der Tarifzone Z und die Einführung der Tarifzone B 
die Preise für den öffentlichen Personennahverkehr im Stadtgebiet Fürth deutlich steigen. Diese 
Preissteigerung soll durch das neue Konzept des Fürther Sozialtickets ausgeglichen werden.  
 
Ausgehend von den monatlichen Aufwendungen für ein Jahres-Abo in Höhe von 45,20 €, einem 
einsetzbaren Regelsatzanteil von 22,78 € und einem Mobilitätszuschuss von 20 € errechnet 
sich nur noch eine echte Zuzahlung in Höhe von 2,42 € pro Monat, so dass Fürth nun ab 

Ö  8
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2015 über ein echtes Sozialticket verfügt. Die Differenz zwischen dem im Regelsatz 
vorgesehenen Anteil und den Kosten für ein Monatsticket werden durch den städtischen 
Zuschuss nahezu ausgeglichen. 
Im Vergleich hierzu müssen ALG II-Bezieher in Nürnberg für das Sozialticket einen zusätzlichen 
Betrag in Höhe von 8,02 € aufwenden. 
 
Die Mobilitätstaler gelten - angesichts dieses geringen Zuzahlungsbetrags von 2,42 €/Monat - 
ab 2015 nur noch für den Kauf von Zeitkarten.  
Leistungsbezieher von SGB II und XII, die sehr selten den öffentlichen Nahverkehr nutzen, 
steht der im Regelsatz enthaltene Anteil in Höhe von 22,78 € zur Verfügung.  
 
 
Die Regelung ab 2015 sieht wie folgt aus: 
 

- Jede/r Inhaber/in des Fürth-Passes erhält einen Mobilitätstaler im Wert von  

20 €/Monat.  
- Die Mobilitätstaler sind ausschließlich nur noch für Zeitkarten (Solo 31, Mobicards 

oder Abos) einsetzbar, die ausschließlich im Kundencenter im Bahnhof eingelöst 

werden können.  

- Die Mobilitätstaler haben weiterhin eine Gültigkeit von 12 Monaten nach 

Ausstellung und können gesammelt/kumuliert werden.  

(z.B. kann ein Ehepaar 2 Taler für eine Mobicard einsetzen) 

 
 
Nach Schätzungen ist davon auszugehen, dass ca. 50 % der bisher Berechtigten die 
Mobilitätstaler für Zeitkarten nutzen. Dies bedeutet bei einer Inanspruchnahme von mindestens 
1.400 Personen einen jährlichen Finanzbedarf von mindestens 340.000 € zzgl. 
Verwaltungsaufwand (Druck der Taler, Abrechnung mit VAG). 
 
Ab 3. Dezember 2014 sollen die Mobilitätstaler mit einem Stückwert von 20 €/Monat 
ausgegeben werden. Taler mit einem Stückwert von 5 € (Monatswert 10 €), die bereits jetzt für 
Monate ab Januar 2015 ausgegeben wurden, sind weiterhin gültig und können 2015 entweder 
noch für Wunschfahrscheine (auch Einzelfahrscheine) ausgegeben oder gegen 20 €-Taler 
eingetauscht werden, die dann aber nur noch für Monatskarten einsetzbar sind.  
 
Dieses Konzept wurde (damit die Umstellung zum 01.01.2015 klappt) bereits in der Sitzung des 
Stadtrates am 22.10.14 beschlossen. 
 
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein x ja Gesamtkosten mind.340.000 €  nein x ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

 x nein  Ja Hst.       Budget-Nr.       im x Vwhh  Vmhh 

wenn nein, Deckungsvorschlag: 
Die Deckung des Differenzbetrages von mind. 140 000 € muss im Rahmen der 
Haushaltsberatungen noch beschlossen werden. 

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Amt für Soziales, Wohnen und Seniorenangelegenheiten 
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Fürth, 23.10.2014 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Amt für Soziales, Wohnen und 
Seniorenangelegenheiten 
Frau Michaela Vogelreuther 

Telefon: 
(0911) 974-1760 
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 Verfügung zum Antrag 
 

Antragsteller: 
Stadtratsgruppe DIE LINKE 

Antragsnummer: 
AG/455/2014 

Antragsdatum: 
08.09.2014 

Gegenstand des Antrags: 
Antrag der Stadtratsgruppe DIE LINKE vom 
08.09.2014 - Einstellung von aufsuchenden 
Sozialberaterinnen/Sozialberatern 

Bearbeiter: 
Harald Holmer 

 
 

I. Der Antrag wird – gemäß Rücksprache mit dem Oberbürgermeister – in der nächsten Sitzung 

des folgenden Gremiums behandelt: Beirat für Sozialhilfe, Sozial- und 

Seniorenangelegenheiten 

 

II. BMPA/SD 

 
1. E-Mail an Antragsteller/in bzw. antragstellende Fraktion 
2. E-Mail an Rf. IV zur Vorbereitung für die Sitzung 
3. E-Mail an alle Fraktionen, Gruppen, Einzelstadtratsmitglieder, BMPA, 

BMPA/StR 
4. Fax an Herrn StR Strattner 
5. E-Mail an den/die Sitzungsverantwortliche/n 

 

III. Z. A. 

 

Fürth, 10.09.2014 
BMPA/SD 
I.A. 
gez. Holmer 
 
 
  1095/1096 
 
 
 
 

Ö  9
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SzA/082/2014 

I. Vorlage  

 
Beratungsfolge - Gremium Termin Status Ergebnis 

Beirat für Sozialhilfe, Sozial- und 
Seniorenangelegenheiten 

05.11.2014 öffentlich - 
Kenntnisnahme 

 

 
 

Vorlage zum Antrag der Stadtratsgruppe DIE LINKE vom 08.09.2014 - Einstellung von 
aufsuchenden Sozialberaterinnen/Sozialberatern 

 
Aktenzeichen / Geschäftszeichen 
 

 
 

Anlagen:  

  

 
Beschlussvorschlag: 
 
  

 
Sachverhalt: 
 
Das Amt für Soziales, Wohnen und Seniorenangelegenheiten ist, unabhängig von der 
Wärmestube und der Obdachlosenunterkunft, mit einer 9 Stunden-Teilzeitstelle für einen 
Sozialpädagogen ausgestattet. Es trifft zu, dass in der Stadt Fürth immer mehr, auch ältere und 
kranke Menschen mit vielen Situationen nicht mehr zurecht kommen und es notwendig wäre, 
direkt im Amt einen Ansprechpartner zu haben, der hier aufsuchend tätig werden könnte. Mit 9 
Wochenstunden ist dies nur in geringem Umfang möglich. Diese Abdeckung der Aufgaben wäre 
aber auch im Rahmen der Fachstelle Wohnungslosenhilfe vorgesehen, wobei hier 
hauptsächlich die Funktion einer ersten Anlaufstelle und die Wahrnehmung einer 
Lotsenfunktion möglich sind. Es ist sinnvoll, dass das vielfältige, aber punktgenaue Angebot an 
Beratungsstellen der Wohlfahrtsverbände in der Stadt Fürth genutzt wird.  
In diesem Rahmen wird auf die im Anhang beigefügte Broschüre „Clever sparen!“ verwiesen, 
die zahlreiche Beratungsstellen, insbesondere auch für Kranke, in der Stadt Fürth aufführt.  
 
Finanzierung: 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 

  nein  ja Gesamtkosten       €  nein  ja       € 

Veranschlagung im Haushalt  

  nein  ja Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 

Ö  9.1
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wenn nein, Deckungsvorschlag:  

 
 
Beteiligungen  
 
 
II. BMPA / SD zur Versendung mit der Tagesordnung 
III. Beschluss zurück an Amt für Soziales, Wohnen und Seniorenangelegenheiten 
 
 
Fürth, 23.10.2014 
 
 
 
 
__________________________ 
 

Unterschrift der Referentin bzw.  
des Referenten 

Amt für Soziales, Wohnen und 
Seniorenangelegenheiten 
Frau Michaela Vogelreuther 

Telefon: 
(0911) 974-1760 
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Beschlussvorlage 
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 Verfügung zum Antrag 
 

Antragsteller: 
Stadtratsgruppe DIE LINKE 

Antragsnummer: 
AG/480/2014 

Antragsdatum: 
22.10.2014 

Gegenstand des Antrags: 
Antrag der Stadtratsgruppe DIE LINKE, vom 
22.10.2014 - Aussprache bzgl. Sendung bei Günther 
Jauch zum Thema der Flüchtlingsproblematik 

Bearbeiter: 
Michaela Zöllner 

 
 

I. Der Antrag wird – gemäß Rücksprache mit dem Oberbürgermeister – in der nächsten Sitzung 

des folgenden Gremiums behandelt: Beirat für Sozialhilfe, Sozial- und 

Seniorenangelegenheiten 

 

II. BMPA/SD 

 
1. E-Mail an Antragsteller/in bzw. antragstellende Fraktion 
2. E-Mail an Rf. IV zur Vorbereitung für die Sitzung 
3. E-Mail an alle Fraktionen, Gruppen, Einzelstadtratsmitglieder, BMPA, 

BMPA/StR 
4. Fax an Herrn StR Strattner 
5. den Antrag auf die Tagesordnung setzen 

 

III. Z. A. 

 

Fürth, 24.10.2014 
BMPA/SD 
I.A. 
 
 
 
  1095/1096 
 
 
 

Ö  10
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